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KOMMENTARE

Karikatur: Bengen

Papst ruft
zu Einigung auf

Rom (AFP). Im Streit um die Teil-
nahme evangelischer Christen an der
Kommunion hat der Vatikan die deut-
schen katholischen Bischöfe zu einer Ei-
nigung aufgefordert.
Papst Franziskus
(Foto: AFP) habe die
Bischöfe „ersucht,
im Geist kirchlicher
Gemeinschaft eine
möglichst einmütige
Regelung zu finden“,
erklärten die Bi-
schofskonferenz und
der Vatikan nach ei-
nem Gespräch im
Vatikan. Generell
würdige Papst Fran-
ziskus „das ökumenische Engagement
der deutschen Bischöfe“. Die katho-
lische deutsche Bischofskonferenz hatte
im Februar mit deutlicher Mehrheit eine
sogenannte Handreichung verabschie-
det, laut der bei Ehepartnern verschie-
dener Konfession künftig in Einzel-
fällen auch der protestantische Partner
die Kommunion empfangen darf.

Sieben Bischöfe um den Kölner Kardi-
nal Rainer Maria Woelki lehnten den
Beschluss ab und wandten sich an den
Papst. Der Delegation gehörte auch der
Vorsitzende der Bischofskonferenz,
Kardinal Reinhard Marx, an.

Papst Franziskus

Von der Leyen will
Bundeswehr umbauen
Fokus auf Landes- und Bündnisverteidigung

Berlin (dpa). Wegen der zunehmenden
Spannungen mit Russland will Verteidi-
gungsministerin Ursula von der Leyen
(CDU) die Bundeswehr stärker auf die
Landes- und Bündnisverteidigung aus-
richten. Die Fokussierung auf Auslands-
einsätze solle beendet werden, künftig
wolle man sich „gleichrangig“ der Lan-
des- und Bündnisverteidigung widmen,
heißt es im Entwurf des Grundsatz-
papiers „Konzeption der Bundeswehr“.

Es sei eine Reaktion auf neue Szena-
rien, sagte ein Sprecher des Verteidi-
gungsministeriums am Freitag in Berlin,
etwa Cyberangriffe. Das Konzeptions-
papier werde von der Leyen (CDU) wohl
im Juni erlassen. Darin steht, die Bun-
deswehr müsse bereit sein, „ihren Bei-
trag zur nationalen Sicherheitsvorsor-
ge“ zu leisten. In einem Begleitschreiben
wird die Landes- und Bündnisverteidi-
gung als die „anspruchsvollste Aufgabe

mit dem höchsten
Nachholbedarf“
bezeichnet.

Nach dem Fall des
Eisernen Vorhangs
hat die Bundeswehr
sich auf Auslands-
einsätze wie im Ko-
sovo oder in Afgha-
nistan konzentriert.
Seit dem Ausbruch
des Ukraine-Kon-
flikts und der rus-
sischen Annexion
der Krim 2014
wachsen allerdings
die Spannungen
zwischen Nato mit
Russland. Konkret
bedeutet die Neu-
ausrichtung unter
anderem, dass die
Truppe kräftig
wachsen muss und
dafür Milliarden
Euro braucht.
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KONSEQUENZ AUS SPANNUNGEN MIT RUSSLAND: Ursula von
der Leyen richtet die Bundeswehr neu aus. Foto: dpa

Fall Skripal: Moskau
sieht sich bestätigt

Moskau (dpa). Russland sieht sich in
seiner Abwehrhaltung im Streit um den
vergifteten Ex-Agenten Skripal durch
Äußerungen des tschechischen Präsiden-
ten Zeman bestätigt. Dies sei eine Illus-
tration dafür, dass die Vorwürfe Londons
gegen Russland unhaltbar seien, sagte
Kremlsprecher Peskow am Freitag. Ze-
man hatte gesagt, dass in Tschechien mit
einem Gift aus der Nowitschok-Klasse
experimentiert worden sei. Skripal war
im März in Salisbury vergiftet worden.
Großbritannien geht davon aus, dass da-
bei ein Stoff aus der Nowitschok-Klasse
verwendet wurde, und macht Russland
für den Anschlag verantwortlich.
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Kapitalismus-Kritiker wird geehrt
Silberprägung zum 200. Geburtstag von Karl Marx / Auch in China wird gefeiert

Berlin (dpa). Bundesfinanzminister
Olaf Scholz (SPD) hat den Kapitalismus-
Kritiker Karl Marx zu dessen 200. Ge-
burtstag mit einer Sonderbriefmarke ge-
ehrt. Die von Thomas Mayfried gestaltete
70-Cent-Briefmarke ist bei der Post er-
hältlich. Karl Marx, der als geistiger
Vater des Kommunismus gilt und die
Ausbeutung der Arbeiter anprangerte,
wird am Samstag, wenn er 200 Jahre alt
geworden wäre, besonders in seiner Hei-
matstadt Trier geehrt. Unter anderem soll
eine große Marx-Statue enthüllt werden,
die China der Moselstadt geschenkt hat.
Die Staatliche Münze Berlin ehrt Marx
mit der weltweit größten Silberprägung
mit 400 Millimeter Durchmesser. Sie hat
ein Gewicht von 2000 Unzen, 62,2 Kilo-
gramm und besitzt einen Verkaufswert
von 100000 Euro.

In Peking wurde mit eigenen Feiern an
Marx erinnert. „Trotz tief greifender Ver-
änderungen in der menschlichen Gesell-
schaft wird der Name Karl Marx immer
noch überall auf der Welt respektiert
und seine Theorie leuchtet immer noch
mit dem brillanten Licht der Wahrheit“,
sagte Staatschef Xi Jinping.

EIN GEWICHTIGES ANDENKEN an den „Vater des Kommunismus“: Die Berliner Silber-
prägung wiegt 62 Kilogramm und ist 100000 Euro wert. Foto: dpa

Ein Scherbenhaufen
ANDREAS JÜTTNER

Man kann es natürlich so sehen wie
Denis Scheck. Der fernsehbekannte
Literaturkritiker bekundete, die Absage
der diesjährigen Literaturnobelpreis-Ver-
gabe sei zwar eine schlechte Nachricht
für alle würdigen Kandidaten dieses
Preises – aber das Vergnügen, zu sehen,
wie sich diese Akademie selbst zerlege,
wiege die entgangene Auszeichnung
fast auf. Das mag insofern zutreffen, als
die hoch angesehene Schwedische
Akademie, die seit 1901 den begehrtes-
ten Preis der Literaturwelt vergibt, dem
Ansehen dieser Auszeichnung offenbar
längst nicht mehr gerecht wird.

Was in den vergangenen Monaten ans
Tageslicht kam, klang nicht nach dem
aristokratischen Gebaren eines Gremi-
ums, dessen auf Lebenszeit berufene
Mitglieder als unbestechliche Instanz
gelten, sondern nach kleinbürgerlich-
raffgierigem Gemauschel in Hinter-
zimmern. Da wirtschaftete eine Lyrikerin,
die der Akademie angehört, in die eigene
Tasche, indem sie über die Zuschüsse
für einen Kulturklub ihres Mannes mit
entscheidet. Da nutzte eben dieser
Mann seine Nähe zur Akademie offenbar
für sexuelle Annäherungen an angehen-
den Literatinnen aus. Und da wurde der

Versuch der Ständigen Sekretärin, diese
Vorwürfe aufzuarbeiten, von einer Mehr-
heit des Gremiums torpediert. Übrig ge-
blieben ist nach der Schlammschlacht
ein Scherbenhaufen, der sich nicht ein-
fach wieder zusammenfügen lässt.

Anders als beim viel diskutierten (und
weitaus weniger bedeutenden) Musik-
branchenpreis „Echo“ bedeutet die
aktuelle Absage aber keine Abschaf-
fung. Denn zum einen wurde die Option,
die Preisvergabe auszusetzen, in der
langen Geschichte des Preises auch
schon früher mal gezogen. Zum anderen
betrifft der aktuelle Streit einen personell
überschaubaren Kreis der Preisvergeber
und nicht den Preis selber. Denn trotz
aller Kritik an vielen Entscheidungen der
Akademie: Vom Prinzip her kann eine
weltweit anerkannte Literaturauszeich-
nung, die von einem unabhängigen Gre-
mium vergeben wird, durchaus wertvoll
sein – sowohl als Kunstbewertung jen-
seits der kommerziellen Marktmaßstäbe
wie auch als Kompass in einer Gesell-
schaft, in der immer weiter auseinander-
driftende Meinungen miteinander ringen.
Dass die Akademie diesen Ansprüchen
nicht genügt, ist eher ein Anlass zur
Trauer als zum hämischen Vergnügen.

Teure Sicherheit
MARTIN FERBER

In großen Unternehmen sind Umstruk-
turierungen und Neuanpassungen gang
und gäbe. Man reagiert auf veränderte
Kundenwünsche, passt sein Sortiment
der Nachfrage an oder konzentriert sich
auf das Kerngeschäft. Nichts anderes
macht nun auch Ursula von der Leyen,
die zu Beginn ihrer zweiten Amtszeit an
der Spitze des Verteidigungsministe-
riums den Auftrag der Bundeswehr einer
kritischen Prüfung unterzieht – und ihn
an ein verändertes Bedrohungsszenario
anpasst. Künftig soll es weniger Aus-
landseinsätze außerhalb des Nato-
Bündnisgebiets geben, stattdessen
sollen die Landes- wie die Bündnisver-
teidigung wieder im Mittelpunkt stehen.

Was auf den ersten Blick wie eine über-
raschende Kehrtwende aussieht und als
eine Absage an das bisherige Konzept
der Armee im Einsatz daherkommt, ist in
Wahrheit Ausdruck eines Prozesses, der
bereits im Jahr 2014 seinen Anfang
nahm und längst Eingang in das in der
vorigen Legislaturperiode verfasste
Weißbuch zur Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik Deutschland fand. Seit der
Annexion der Krim durch Russland und
dem Konflikt in der Ost-Ukraine weht in
Europa ein anderer Wind, hat die Siche-
rung der Grenzen des Bündnisses, die
seit dem Ende des Kalten Krieges vor
bald drei Jahrzehnten kein Thema mehr

war, plötzlich wieder an Bedeutung
gewonnen. So musste die Bundeswehr,
die sich derzeit an 13 Auslandseinsätzen
unter anderem in Afghanistan, im Irak, in
Mali oder in Jordanien beteiligt, im
Rahmen ihrer Bündnisverpflichtungen
Soldatinnen und Soldaten nach Polen
entsenden oder den Luftraum über dem
Baltikum sichern.

Dafür aber war sie wegen der Aus-
landseinsätze nur noch bedingt in der
Lage. Die bisherige Konzeption, alle
Kräfte auf die Einsätze außerhalb des
Bündnisgebiets zu konzentrieren, hatte
zu einer Vernachlässigung der eigent-
lichen Kernaufgabe geführt. Damit soll
nun Schluss sein. Ursula von der Leyen
reagiert auf die neuen Bedrohungen und
steuert um, wieder einmal muss sich die
Bundeswehr einem Umstrukturierungs-
prozess unterziehen. Billiger wird es da-
mit nicht, im Gegenteil. Nicht nur einzel-
ne Einheiten, sondern die gesamten
Streitkräfte müssen in einen Zustand
versetzt werden, um ihren Bündnisver-
pflichtungen nachzukommen. Für die in
der Kritik stehende Verteidigungsminis-
terin ist das ein Trumpf in den laufenden
Etatverhandlungen, den sie, wenig
überraschend, jetzt auf den Tisch legt.
Landes- und Bündnisverteidigung hat
nun einmal ihren Preis. Wer will sich dem
schon widersetzen?

May kann aufatmen
ALEXEI MAKARTSEV

Die turbulenten Entwicklungen der ver-
gangenen Monate in Großbritannien
haben so gut wie keine Korrektur bei dem
Kräfteverhältnis der beiden größten
Parteien bewirkt. Das zeigen klar die
Kommunalwahlen, bei denen Labour und
die Konservativen jeweils relativ erfolg-
reich ihre traditionellen Hochburgen im
Land verteidigt haben. Dabei schafften es
weder Regierung noch Opposition, poli-
tische Geländegewinne zu machen. Ein
Trend für die nächste Parlamentswahl im
Jahr 2022 lässt sich aus dem lokalen
Kräftemessen also nicht herauslesen.

Gleichwohl sendet die Wahl zwei inte-
ressante Signale aus. Sie sind beide gute
Nachrichten für Premierministerin The-
resa May. Erstens haben die Wähler
einstweilen May den Schaden verziehen,

den die Tory-Chefin bereits im Königreich
mit ihrem kompromisslosen Brexit-Kurs
angerichtet hat – oder aber der Öffent-
lichkeit ist bislang nicht bewusst, auf wel-
ches Abenteuer sich ihre Regierung ein-
lässt. Zweitens kann May aufatmen, weil
sie konkurrenzlos bleibt. Labour ist längst
nicht so stark, wie sich Jeremy Corbyns
Partei stets dargestellt hat. Sie schaffte
es kaum, aus den Fehlern der Regierung
Kapital zu schlagen. Zudem ist es offen-
sichtlich, dass Corbyn als gefeierte Mitte-
Links-Galeonsfigur keine Superkräfte be-
sitzt, um May in die Enge zu treiben.

Da zeigen sich auch Parallelen zur SPD
in Deutschland: Beide Parteien sind noch
auf der Suche nach einer großen sozialen
Idee, die sie in den Augen der Bürger un-
ersetzlich machen würde.

Abbas rudert
nach Eklat zurück

lange geäußerte Verurteilung“ des Ho-
locausts und drückte sein Mitgefühl
für alle Opfer aus. Abbas hatte gesagt,
der Holocaust sei nicht durch Anti-
semitismus ausgelöst worden. Statt-
dessen sei der Auslöser die soziale

Stellung der Juden als Verleiher von
Krediten mit Zinsen gewesen. Israel
hatte empört auf die Aussagen rea-
giert. „Abu Masen (Abbas) wiederholt
die verabscheuenswürdigsten anti-
semitischen Slogans“, sagte Minister-
präsident Benjamin Netanjahu. Israels
Verteidigungsminister Avigdor Lieber-
man lehnte die Entschuldigung von
Abbas in Jerusalem offiziell ab.

Ramallah (dpa). Palästinenserprä-
sident Mahmud Abbas hat sich für
seine als antisemitisch kritisierten
Aussagen zum Holocaust entschuldigt.
„Wenn Menschen durch meine Aus-
sagen (...) gekränkt wurden, besonders
Menschen des jüdischen Glaubens,
entschuldige ich mich bei ihnen“, sagte
Abbas. Dies sei nicht seine Absicht ge-
wesen. Abbas verwies auf seine „schon

Mehr als 1 000
Palästinenser verletzt
Gaza (dpa). Bei erneuten Konfronta-

tionen mit israelischen Soldaten sind an
der Gaza-Grenze 1 143 Palästinenser
verletzt worden. 83 davon seien von
scharfer Munition getroffen worden,
teilte das palästinensische Gesundheits-
ministerium in Gaza am Freitag mit. Die
israelische Armee sprach von etwa
10 000 Palästinensern an sechs Orten
entlang der Grenze. Sie würden bren-
nende Reifen in Richtung der Soldaten
rollen und Steine werfen. Soldaten wür-
den entsprechend der Vorgaben erst
nach mehreren Warnungen schießen und
auch dann nur auf die Beine.
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Papst ruft
zu Einigung auf

Rom (AFP). Im Streit um die Teil-
nahme evangelischer Christen an der
Kommunion hat der Vatikan die deut-
schen katholischen Bischöfe zu einer Ei-
nigung aufgefordert.
Papst Franziskus
(Foto: AFP) habe die
Bischöfe „ersucht,
im Geist kirchlicher
Gemeinschaft eine
möglichst einmütige
Regelung zu finden“,
erklärten die Bi-
schofskonferenz und
der Vatikan nach ei-
nem Gespräch im
Vatikan. Generell
würdige Papst Fran-
ziskus „das ökumenische Engagement
der deutschen Bischöfe“. Die katho-
lische deutsche Bischofskonferenz hatte
im Februar mit deutlicher Mehrheit eine
sogenannte Handreichung verabschie-
det, laut der bei Ehepartnern verschie-
dener Konfession künftig in Einzel-
fällen auch der protestantische Partner
die Kommunion empfangen darf.

Sieben Bischöfe um den Kölner Kardi-
nal Rainer Maria Woelki lehnten den
Beschluss ab und wandten sich an den
Papst. Der Delegation gehörte auch der
Vorsitzende der Bischofskonferenz,
Kardinal Reinhard Marx, an.

Papst Franziskus

Von der Leyen will
Bundeswehr umbauen
Fokus auf Landes- und Bündnisverteidigung

Berlin (dpa). Wegen der zunehmenden
Spannungen mit Russland will Verteidi-
gungsministerin Ursula von der Leyen
(CDU) die Bundeswehr stärker auf die
Landes- und Bündnisverteidigung aus-
richten. Die Fokussierung auf Auslands-
einsätze solle beendet werden, künftig
wolle man sich „gleichrangig“ der Lan-
des- und Bündnisverteidigung widmen,
heißt es im Entwurf des Grundsatz-
papiers „Konzeption der Bundeswehr“.

Es sei eine Reaktion auf neue Szena-
rien, sagte ein Sprecher des Verteidi-
gungsministeriums am Freitag in Berlin,
etwa Cyberangriffe. Das Konzeptions-
papier werde von der Leyen (CDU) wohl
im Juni erlassen. Darin steht, die Bun-
deswehr müsse bereit sein, „ihren Bei-
trag zur nationalen Sicherheitsvorsor-
ge“ zu leisten. In einem Begleitschreiben
wird die Landes- und Bündnisverteidi-
gung als die „anspruchsvollste Aufgabe

mit dem höchsten
Nachholbedarf“
bezeichnet.

Nach dem Fall des
Eisernen Vorhangs
hat die Bundeswehr
sich auf Auslands-
einsätze wie im Ko-
sovo oder in Afgha-
nistan konzentriert.
Seit dem Ausbruch
des Ukraine-Kon-
flikts und der rus-
sischen Annexion
der Krim 2014
wachsen allerdings
die Spannungen
zwischen Nato mit
Russland. Konkret
bedeutet die Neu-
ausrichtung unter
anderem, dass die
Truppe kräftig
wachsen muss und
dafür Milliarden
Euro braucht.
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KONSEQUENZ AUS SPANNUNGEN MIT RUSSLAND: Ursula von
der Leyen richtet die Bundeswehr neu aus. Foto: dpa

Fall Skripal: Moskau
sieht sich bestätigt

Moskau (dpa). Russland sieht sich in
seiner Abwehrhaltung im Streit um den
vergifteten Ex-Agenten Skripal durch
Äußerungen des tschechischen Präsiden-
ten Zeman bestätigt. Dies sei eine Illus-
tration dafür, dass die Vorwürfe Londons
gegen Russland unhaltbar seien, sagte
Kremlsprecher Peskow am Freitag. Ze-
man hatte gesagt, dass in Tschechien mit
einem Gift aus der Nowitschok-Klasse
experimentiert worden sei. Skripal war
im März in Salisbury vergiftet worden.
Großbritannien geht davon aus, dass da-
bei ein Stoff aus der Nowitschok-Klasse
verwendet wurde, und macht Russland
für den Anschlag verantwortlich.
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gebühren. Für zusammenhängende Bezugsunterbrechungen ab
sechs Liefertagen erfolgt in der nächsten Abrechnungsperiode
eine Gutschrift. Sollte die Zeitung wegen höherer Gewalt oder
Störung des Arbeitsfriedens nicht erscheinen, besteht kein
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rauf hin, dass Vertragsdaten in einer Datenverarbeitungsanlage
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Kapitalismus-Kritiker wird geehrt
Silberprägung zum 200. Geburtstag von Karl Marx / Auch in China wird gefeiert

Berlin (dpa). Bundesfinanzminister
Olaf Scholz (SPD) hat den Kapitalismus-
Kritiker Karl Marx zu dessen 200. Ge-
burtstag mit einer Sonderbriefmarke ge-
ehrt. Die von Thomas Mayfried gestaltete
70-Cent-Briefmarke ist bei der Post er-
hältlich. Karl Marx, der als geistiger
Vater des Kommunismus gilt und die
Ausbeutung der Arbeiter anprangerte,
wird am Samstag, wenn er 200 Jahre alt
geworden wäre, besonders in seiner Hei-
matstadt Trier geehrt. Unter anderem soll
eine große Marx-Statue enthüllt werden,
die China der Moselstadt geschenkt hat.
Die Staatliche Münze Berlin ehrt Marx
mit der weltweit größten Silberprägung
mit 400 Millimeter Durchmesser. Sie hat
ein Gewicht von 2000 Unzen, 62,2 Kilo-
gramm und besitzt einen Verkaufswert
von 100000 Euro.

In Peking wurde mit eigenen Feiern an
Marx erinnert. „Trotz tief greifender Ver-
änderungen in der menschlichen Gesell-
schaft wird der Name Karl Marx immer
noch überall auf der Welt respektiert
und seine Theorie leuchtet immer noch
mit dem brillanten Licht der Wahrheit“,
sagte Staatschef Xi Jinping.

EIN GEWICHTIGES ANDENKEN an den „Vater des Kommunismus“: Die Berliner Silber-
prägung wiegt 62 Kilogramm und ist 100000 Euro wert. Foto: dpa

Ein Scherbenhaufen
ANDREAS JÜTTNER

Man kann es natürlich so sehen wie
Denis Scheck. Der fernsehbekannte
Literaturkritiker bekundete, die Absage
der diesjährigen Literaturnobelpreis-Ver-
gabe sei zwar eine schlechte Nachricht
für alle würdigen Kandidaten dieses
Preises – aber das Vergnügen, zu sehen,
wie sich diese Akademie selbst zerlege,
wiege die entgangene Auszeichnung
fast auf. Das mag insofern zutreffen, als
die hoch angesehene Schwedische
Akademie, die seit 1901 den begehrtes-
ten Preis der Literaturwelt vergibt, dem
Ansehen dieser Auszeichnung offenbar
längst nicht mehr gerecht wird.

Was in den vergangenen Monaten ans
Tageslicht kam, klang nicht nach dem
aristokratischen Gebaren eines Gremi-
ums, dessen auf Lebenszeit berufene
Mitglieder als unbestechliche Instanz
gelten, sondern nach kleinbürgerlich-
raffgierigem Gemauschel in Hinter-
zimmern. Da wirtschaftete eine Lyrikerin,
die der Akademie angehört, in die eigene
Tasche, indem sie über die Zuschüsse
für einen Kulturklub ihres Mannes mit
entscheidet. Da nutzte eben dieser
Mann seine Nähe zur Akademie offenbar
für sexuelle Annäherungen an angehen-
den Literatinnen aus. Und da wurde der

Versuch der Ständigen Sekretärin, diese
Vorwürfe aufzuarbeiten, von einer Mehr-
heit des Gremiums torpediert. Übrig ge-
blieben ist nach der Schlammschlacht
ein Scherbenhaufen, der sich nicht ein-
fach wieder zusammenfügen lässt.

Anders als beim viel diskutierten (und
weitaus weniger bedeutenden) Musik-
branchenpreis „Echo“ bedeutet die
aktuelle Absage aber keine Abschaf-
fung. Denn zum einen wurde die Option,
die Preisvergabe auszusetzen, in der
langen Geschichte des Preises auch
schon früher mal gezogen. Zum anderen
betrifft der aktuelle Streit einen personell
überschaubaren Kreis der Preisvergeber
und nicht den Preis selber. Denn trotz
aller Kritik an vielen Entscheidungen der
Akademie: Vom Prinzip her kann eine
weltweit anerkannte Literaturauszeich-
nung, die von einem unabhängigen Gre-
mium vergeben wird, durchaus wertvoll
sein – sowohl als Kunstbewertung jen-
seits der kommerziellen Marktmaßstäbe
wie auch als Kompass in einer Gesell-
schaft, in der immer weiter auseinander-
driftende Meinungen miteinander ringen.
Dass die Akademie diesen Ansprüchen
nicht genügt, ist eher ein Anlass zur
Trauer als zum hämischen Vergnügen.

Teure Sicherheit
MARTIN FERBER

In großen Unternehmen sind Umstruk-
turierungen und Neuanpassungen gang
und gäbe. Man reagiert auf veränderte
Kundenwünsche, passt sein Sortiment
der Nachfrage an oder konzentriert sich
auf das Kerngeschäft. Nichts anderes
macht nun auch Ursula von der Leyen,
die zu Beginn ihrer zweiten Amtszeit an
der Spitze des Verteidigungsministe-
riums den Auftrag der Bundeswehr einer
kritischen Prüfung unterzieht – und ihn
an ein verändertes Bedrohungsszenario
anpasst. Künftig soll es weniger Aus-
landseinsätze außerhalb des Nato-
Bündnisgebiets geben, stattdessen
sollen die Landes- wie die Bündnisver-
teidigung wieder im Mittelpunkt stehen.

Was auf den ersten Blick wie eine über-
raschende Kehrtwende aussieht und als
eine Absage an das bisherige Konzept
der Armee im Einsatz daherkommt, ist in
Wahrheit Ausdruck eines Prozesses, der
bereits im Jahr 2014 seinen Anfang
nahm und längst Eingang in das in der
vorigen Legislaturperiode verfasste
Weißbuch zur Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik Deutschland fand. Seit der
Annexion der Krim durch Russland und
dem Konflikt in der Ost-Ukraine weht in
Europa ein anderer Wind, hat die Siche-
rung der Grenzen des Bündnisses, die
seit dem Ende des Kalten Krieges vor
bald drei Jahrzehnten kein Thema mehr

war, plötzlich wieder an Bedeutung
gewonnen. So musste die Bundeswehr,
die sich derzeit an 13 Auslandseinsätzen
unter anderem in Afghanistan, im Irak, in
Mali oder in Jordanien beteiligt, im
Rahmen ihrer Bündnisverpflichtungen
Soldatinnen und Soldaten nach Polen
entsenden oder den Luftraum über dem
Baltikum sichern.

Dafür aber war sie wegen der Aus-
landseinsätze nur noch bedingt in der
Lage. Die bisherige Konzeption, alle
Kräfte auf die Einsätze außerhalb des
Bündnisgebiets zu konzentrieren, hatte
zu einer Vernachlässigung der eigent-
lichen Kernaufgabe geführt. Damit soll
nun Schluss sein. Ursula von der Leyen
reagiert auf die neuen Bedrohungen und
steuert um, wieder einmal muss sich die
Bundeswehr einem Umstrukturierungs-
prozess unterziehen. Billiger wird es da-
mit nicht, im Gegenteil. Nicht nur einzel-
ne Einheiten, sondern die gesamten
Streitkräfte müssen in einen Zustand
versetzt werden, um ihren Bündnisver-
pflichtungen nachzukommen. Für die in
der Kritik stehende Verteidigungsminis-
terin ist das ein Trumpf in den laufenden
Etatverhandlungen, den sie, wenig
überraschend, jetzt auf den Tisch legt.
Landes- und Bündnisverteidigung hat
nun einmal ihren Preis. Wer will sich dem
schon widersetzen?

May kann aufatmen
ALEXEI MAKARTSEV

Die turbulenten Entwicklungen der ver-
gangenen Monate in Großbritannien
haben so gut wie keine Korrektur bei dem
Kräfteverhältnis der beiden größten
Parteien bewirkt. Das zeigen klar die
Kommunalwahlen, bei denen Labour und
die Konservativen jeweils relativ erfolg-
reich ihre traditionellen Hochburgen im
Land verteidigt haben. Dabei schafften es
weder Regierung noch Opposition, poli-
tische Geländegewinne zu machen. Ein
Trend für die nächste Parlamentswahl im
Jahr 2022 lässt sich aus dem lokalen
Kräftemessen also nicht herauslesen.

Gleichwohl sendet die Wahl zwei inte-
ressante Signale aus. Sie sind beide gute
Nachrichten für Premierministerin The-
resa May. Erstens haben die Wähler
einstweilen May den Schaden verziehen,

den die Tory-Chefin bereits im Königreich
mit ihrem kompromisslosen Brexit-Kurs
angerichtet hat – oder aber der Öffent-
lichkeit ist bislang nicht bewusst, auf wel-
ches Abenteuer sich ihre Regierung ein-
lässt. Zweitens kann May aufatmen, weil
sie konkurrenzlos bleibt. Labour ist längst
nicht so stark, wie sich Jeremy Corbyns
Partei stets dargestellt hat. Sie schaffte
es kaum, aus den Fehlern der Regierung
Kapital zu schlagen. Zudem ist es offen-
sichtlich, dass Corbyn als gefeierte Mitte-
Links-Galeonsfigur keine Superkräfte be-
sitzt, um May in die Enge zu treiben.

Da zeigen sich auch Parallelen zur SPD
in Deutschland: Beide Parteien sind noch
auf der Suche nach einer großen sozialen
Idee, die sie in den Augen der Bürger un-
ersetzlich machen würde.

Abbas rudert
nach Eklat zurück

lange geäußerte Verurteilung“ des Ho-
locausts und drückte sein Mitgefühl
für alle Opfer aus. Abbas hatte gesagt,
der Holocaust sei nicht durch Anti-
semitismus ausgelöst worden. Statt-
dessen sei der Auslöser die soziale

Stellung der Juden als Verleiher von
Krediten mit Zinsen gewesen. Israel
hatte empört auf die Aussagen rea-
giert. „Abu Masen (Abbas) wiederholt
die verabscheuenswürdigsten anti-
semitischen Slogans“, sagte Minister-
präsident Benjamin Netanjahu. Israels
Verteidigungsminister Avigdor Lieber-
man lehnte die Entschuldigung von
Abbas in Jerusalem offiziell ab.

Ramallah (dpa). Palästinenserprä-
sident Mahmud Abbas hat sich für
seine als antisemitisch kritisierten
Aussagen zum Holocaust entschuldigt.
„Wenn Menschen durch meine Aus-
sagen (...) gekränkt wurden, besonders
Menschen des jüdischen Glaubens,
entschuldige ich mich bei ihnen“, sagte
Abbas. Dies sei nicht seine Absicht ge-
wesen. Abbas verwies auf seine „schon

Mehr als 1 000
Palästinenser verletzt
Gaza (dpa). Bei erneuten Konfronta-

tionen mit israelischen Soldaten sind an
der Gaza-Grenze 1 143 Palästinenser
verletzt worden. 83 davon seien von
scharfer Munition getroffen worden,
teilte das palästinensische Gesundheits-
ministerium in Gaza am Freitag mit. Die
israelische Armee sprach von etwa
10 000 Palästinensern an sechs Orten
entlang der Grenze. Sie würden bren-
nende Reifen in Richtung der Soldaten
rollen und Steine werfen. Soldaten wür-
den entsprechend der Vorgaben erst
nach mehreren Warnungen schießen und
auch dann nur auf die Beine.
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